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Kostet ein Medizinstudium pro Jahr
nur 30 000 statt über 100 000 Franken?
Vereinigung der Medizinstudenten spricht von falschen Zahlen

RENATO SCHATZ

Als der Ständerat in der September-
session über den Numerus clausus debat-
tierte, schaltete sich der Bildungsminis-
ter Guy Parmelin ein.Er wies darauf hin,
dass nicht die Prüfung das Problem sei,
sondern die Anzahl Studienplätze. Und
diese zu erhöhen, sei teuer. Parmelin be-
half sich mit dem guten alten Zweisatz:
«DieAusbildung kostet im Durchschnitt
mehr als 100 000 Franken pro Jahr und
Student. Nach sechs Jahren Studium
wird ein Absolvent den Staat mehr als
600 000 Franken gekostet haben.» Ein
plausiblesArgument in einer Zeit, in der
der Bund sparen möchte.

Nun schreibt die Vereinigung der
Medizinstudenten (Swimsa) in einem
Communiqué,das Medizinstudium koste
«viermal weniger als erwartet». Konkret
30 000 Franken statt über 100 000.Diese
«falsche Wahrnehmung» habe «besorg-
niserregende Folgen». Sie behindere
unter anderem die Schaffung dringend
benötigter Studienplätze. Bloss: Wie
kommt die Swimsa auf 30 000 Franken,
wenn allenthalben von bis zu 120 000
Franken die Rede ist? Haben die Be-
hörden etwa wieder falsch gerechnet?

«Ein Missverständnis»

Das Bundesamt für Statistik (BfS) sagt,
beide Zahlen seien richtig, 30 000 und
über 100 000.Aber es sei eine Frage der
Interpretation.

Tatsächlich gibt es verschiedene Be-
trachtungsweisen. Jedes Jahr ermitteln
die Schweizerische Hochschulkonferenz
(SHK) und das BfS die «Kosten für Lehre
und Forschung in der Humanmedizin».
Die jüngste Auswertung behandelt das
Jahr 2022. Die Swimsa stützt sich dabei
auf den «Kostenindikator 1», der einzig
die «Kosten der Grundausbildung» aus-
weist,also31 108FrankenproStudentund
Jahr. Parmelin und viele andere dürften
sich dagegen auf den «Kostenindikator 3»
bezogen haben, der neben den «Kosten
für die Grundausbildung» auch den «Pro-
Kopf-Anteil an den Forschungskosten»
berücksichtigt. Das macht in der Summe
110 410 Franken pro Student und Jahr.

Die Differenz liegt also in den For-
schungskosten, die in der Medizin be-
sonders hoch sind: Geräte kosten bis-
weilen mehrere hunderttausend Franken,
dazu die Labore. Da kommt einiges zu-
sammen, und zwar so viel wie in keinem
anderen universitären Forschungsbereich
in der Schweiz. 1,256 Milliarden Franken
flossen 2022 in Forschung und Entwick-
lung im Bereich der Humanmedizin.

Marc Reynaud de la Jara ist Mitglied
der Swimsa. Er sagt: «Nicht wir Studie-
renden generieren die Forschungskosten.
Die Schweiz hat sich dafür entschieden,
an den Universitäten viel Forschung zu
betreiben.» Das sei auch richtig, nur dürf-
ten die Kosten nicht den Studenten ange-
rechnet werden.Ausserdem ignoriere die
Rechnung, dass die Medizinstudenten in
Form von Praktika oder Masterarbeiten

auch Leistungen erbrächten. Dass gleich-
wohl von den über 100 000 Franken ge-
sprochen werde, sei «ein Missverständ-
nis» unter Politikern und Journalisten,
das «zur Norm geworden» sei.

Hochschulen wehren sich

Doch das Medizinstudium lasse sich nicht
losgelöst von der Forschung betrach-
ten, findet Swissuniversities, die Konfe-
renz der Rektorinnen und Rektoren der
schweizerischen Hochschulen. Universi-
täre Lehre sei «immer forschungsbasiert»
und der Forschungsanteil «notwendig»,
um eine hohe Qualität zu garantieren,
schreibt sie. Die Forschungskosten könn-
ten aus diesem Grund «nicht einfach sub-
trahiert» werden.

Anders sieht das Yvonne Gilli, die Prä-
sidentin der Verbindung der Schweizer
Ärztinnen und Ärzte (FMH). Sie kann
sich vorstellen, dass Professuren ohne
Forschungsbudget ergänzend geschaffen
werden. Damit entfiele ein grosser Teil
der Kosten. Ein «Medizinstudium light»,
ohne Forschung? Ginge das überhaupt?
Sicher ist: Medizinstudenten haben oft
nur am Rande mit der Forschung zu tun.
Bei Masterarbeiten etwa oder bei verein-
zelten Veranstaltungen und Kursen.

Roman Hari, Lehrdekan der medizi-
nischen Fakultät der Universität Bern, ist
kategorisch gegen die Einführung eines
solchen Modells. Die Idee widerspreche
dem Humboldtschen Bildungsideal, also
der Einheit von Forschung und Lehre

an Universitäten. Und gerade Ärztin-
nen und Ärzte müssten in der Lage sein,
über ihren Beruf nachzudenken und die-
sen auch weiterzuentwickeln. Dafür sei
die enge Bindung zur Forschung zentral.

Hari argumentiert aber nicht nur aka-
demisch.Er hält das Modell auch für nicht
umsetzbar. «Man findet als Universität
keine Professorinnen und Professoren,
die ausschliesslich unterrichten. Die bes-
ten Leute auf dem akademischen Markt
wollen beides machen, Lehre und For-
schung.» Haris Rechnung:Von einer hoch-
wertigen Forschung mit guten Professoren
und Geräten profitiert die ganze Universi-
tät und damit auch jeder einzelne Student.

Freilich wollen die Universitäten
nicht auf diesen Luxus verzichten. Die
Forschungsgelder sind begehrt. Das
Communiqué der Swimsa ist deshalb
bei den Universitäten nicht nur gut an-
gekommen. Ein «Paradigmenwech-
sel», wie Hari das Medizinstudium light
nennt, zeichnet sich jedenfalls nicht ab.
Der FMH-Präsidentin Gilli schwebt
aber zumindest eine «neue Balance zwi-
schen Lehr- und Forschungsbudget» vor.

2040 fehlen 5500 Ärzte

Der Bericht über die Kosten des Medi-
zinstudiums war ursprünglich für die
Kantone gedacht. Sie sind es, die für die
Ausbildung der Nachwuchsärzte auf-
kommen – mit Ausnahme des Bache-
lorstudienganges an der ETH in Zürich,
der vom Bund finanziert wird. Der Be-

richt sollte den Kantonen zeigen, wie
viel sie für ihre Studenten berappen
müssen. Längst sind diese Zahlen im
politischen Diskurs angekommen.

Im Ständerat indes verfingen sie
nicht. Entgegen Parmelins Votum und
der Meinung der vorberatenden Kom-
mission beschloss die kleine Kammer,
den Numerus clausus aufzugeben – auch
in der Hoffnung, mehr Studienplätze
schaffen zu können.

Mehr und mehr ist die Schweiz von
ausländischen Ärzten abhängig. 2013 hat-
ten 29 Prozent der Ärzte in der Schweiz
ihren Abschluss im Ausland gemacht,
heute sind es rund 40 Prozent. Ab 2017
investierte der Bund im Rahmen eines
Sonderprogramms 100 Millionen Fran-
ken, um die Schweizer Masterabschlüsse
von damals über 900 bis 2025 auf 1300
zu erhöhen. Das Ziel dürfte zwar erreicht
werden, das Problem ist damit aber noch
nicht gelöst. Laut einer Studie werden im
Jahr 2040 rund 5500 Ärzte fehlen.

Die FMH fordert darum, das Son-
derprogramm zu reaktivieren. Doch das
dürfte kaum passieren. Im Zuge seiner
Sparübung namens «Aufgaben- und Sub-
ventionsüberprüfung» hat der Bundesrat
vor einem Monat beschlossen, die «pro-
jektgebundenen Beiträge des Hochschul-
förderungs- und -koordinationsgesetzes»
zu streichen. Über diesen Topf wurde das
Sonderprogramm finanziert. Ob er die
Gelder wirklich streicht, ist noch nicht
entschieden. Die Vernehmlassung be-
ginnt im Januar des kommenden Jahres.

ANZEIGE

Seit wann Kupfer schöne Zähne macht?
Seit es elektrische Zahnbürsten gibt.

Zähneputzen ist wichtig. Für gesunde Zähne und ein strahlendes Lächeln.
Kupfer hilft, dass es auch strahlend bleibt. Denn Kupfer bringt als Teil
der Verkabelung Ihre elektrische Zahnbürste zum Laufen. Und damit auch
den Bürstenkopf. Dieser kann sich tausendfach pro Minute bewegen.
Probieren Sie das mal von Hand. Erfahren Sie mehr über Rohstoffe im
Alltag auf glencore.ch

Die Zukunft braucht Rohstoffe.
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Das Trauma vom Genfersee
Die Tamedia-Einsparungen in der Romandie verleiten Liberale zu unorthodoxen Forderungen

MATTHIAS SANDER

Der eine oder die andere Deutschschwei-
zerin dürfte sich sehr gewundert haben,
kürzlich bei der Lektüre des NZZ-Dop-
pel-Interviews mit den Genfer und
Waadtländer Regierungspräsidentinnen
Nathalie Fontanet und Christelle Lui-
sier. Die beiden FDP-Mitglieder kriti-
sierten darin den Zürcher Medienkon-
zern Tamedia bemerkenswert scharf für
seine erneute, landesweite Sparrunde, die
in der Romandie zur Schliessung einer
Druckerei und zu Personalabbau bei den
wichtigen Tageszeitungen «24 heures»
und «Tribune de Genève» führt.

Besonders die Genferin Fontanet
äusserte sich offensiv. Sie verurteilte den
Tamedia-MutterkonzernTX Group dafür,
dass er zugleich Gewinne mache,Dividen-
den zahle und Massenentlassungen vor-
nehme. Da Tamedia die verbleibenden
Journalisten der «Tribune de Genève»
noch enger an die Lausanner «24 heures»
angliedern will, forderte Fontanet das
Unternehmen auf, die Zeitung zu ver-
kaufen oder gar kostenlos abzugeben.
Eine liberale Politikerin drängt ein priva-
tes Unternehmen dazu, sein Eigentum zu
verschenken? Seit wann ist es in der freien
Marktwirtschaft Rolle des Staates, solche
Ansagen zu machen?

In der Deutschschweiz hingegen war
aus der Politik kaum Kritik an Tamedias
Einsparungen zu hören. Wie also las-
sen sich die deutlichen Worte der West-
schweizer Liberalen erklären?

Schon 2009 in der Kritik

Die Kurzantwort: Mit einem gewissen
Etatismus in der Romandie, ja.Aber auch
mit der Rolle der beiden Regierungsprä-
sidentinnen als Interessensvertreterinnen
ihrer Kantone. Mit ernsthafter Sorge um
die Medienvielfalt und damit die Demo-
kratie. Mit dem jahrelangen Konflikt zwi-
schen Tamedia und der Romandie. Und
letztlich mit der verbreiteten Befürch-
tung in der Romandie, von der Deutsch-
schweiz abgehängt zu werden. Schon als
Tamedia 2009 den Kauf aller Lokal- und
Regionalzeitungen des Lausanner Kon-
zerns Edipresse verkündete, äusserte sich
ein Liberaler am skeptischsten:Der dama-
lige FDP-Chef Fulvio Pelli beklagte die
Dominanz des neuen Grossverlags, und
er sah die Unabhängigkeit der Schwei-
zer Presse insgesamt zunehmend bedroht.

Unter Westschweizer Journalisten gab
es Befürchtungen, künftig unter der Fuch-
tel Zürichs zu stehen, aber einige sahen
durchaus Chancen. Die Übernahme
durch Tamedia habe als gute Nachricht
gegolten, sagt Pierre Ruetschi, der damals
Chefredaktor der «Tribune de Genève»

war. Der Tamedia-Präsident Pietro
Supino sei wohlwollend empfangen wor-
den. Schliesslich sei seine Botschaft gewe-
sen, auf Journalismus zu setzen.

Ein paar Jahre später,2017,erschütterte
dann ein «Erdbeben» die Romandie, wie
Ruetschi es nennt. Tamedia stellte die
Wochenausgaben der Zeitung «Le Matin»
ein und begann die Fusion der «Tribune»
mit «24 heures». Das sei ein Schock gewe-
sen, sagt Ruetschi, der Tamedia im Streit
verliess, «für die Redaktionen und für die
Politik». Selten habe er Politiker so scharf
wie damals über ein Unternehmen im
Kanton reden gehört.

Allen voran der Genfer Regierungs-
präsident von der FDP. François Long-
champ wunderte sich, dass die Aus-
lands- und Wirtschaftsredaktionen der
«Tribune» vom internationalen, wirt-
schaftsstarken Genf ins unbedeutendere
Lausanne abwanderten: «Die Strategie
von Tamedia ergibt keinen Sinn.» Long-
champ warf dem Verlag vor, seine eigent-
liche Mission aus den Augen zu verlieren.

Auch die Waadtländer Kantonsregie-
rung kritisierte Tamedia damals unge-
wöhnlich scharf. Das Unternehmen habe
«unilateral» und «plötzlich» gemeinsame
Konsultationen verlassen, hiess es in
einer Mitteilung.Tamedia habe nicht den
Willen gehabt, Alternativen zur Einstel-

lung von «Le Matin» vorzuschlagen, ge-
schweige denn zu prüfen. Tamedia wie-
derum störte sich daran, dass der Staat
überhaupt mit am Tisch sass bei den Ge-
sprächen mit den Personalvertretern.

Womit wir beim Etatismus wären.Be-
kanntermassen setzen viele Westschwei-
zer tendenziell mehr auf den Staat als
Deutschschweizer, insbesondere in den
stark von Frankreich beeinflussten Kan-
tonen Genf und Waadt. Dieses Muster
gilt auch für Liberale, wie der Lausan-
ner Historiker Olivier Meuwly bestätigt.

Anderes Verhältnis zum Staat

Bezeichnenderweise heisst ja die FDP,
entstanden aus der Fusion von Libera-
len und staatsfreundlicheren Radikalen,
in der Westschweiz Parti libéral-radical.
«Im PLR ist das R weiterhin ziemlich
stark», sagt Meuwly, der selbst Mitglied
der Partei ist. Das Verhältnis zum Staat
sei dort ein anderes als etwa in der Zür-
cher oder Aargauer FDP.

Dazu kommt: Die Genferin Fontanet
und die Waadtländerin Luisier äusserten
ihre Tamedia-Kritik nicht in erster Linie
als PLR-Politikerinnen, sondern als Prä-
sidentinnen ihrer Kantonsregierungen.
Sie vertraten also als Erste unter Glei-
chen den Konsens aller Regierungsräte

verschiedenster politischer Couleur. Und
sie reihten sich damit nahtlos ein in die
jahrelange Kritik ihrer Amtsvorgänger.
«Es wäre überraschend gewesen, wenn
sie sich von den vorherigen Stellungnah-
men distanziert hätten», sagt Meuwly.

Zumal es für die Regierungspräsi-
dentinnen um Grundsätzliches geht: um
den Erhalt von in der Region veranker-
ten Medien, in denen sich ihre Kan-
tone weiterhin Gehör verschaffen kön-
nen, zum Beispiel in Bern. Die zweit-
grösste Schweizer Stadt Genf und die
Waadt wollen nicht mit Übersetzungen
Deutschschweizer Artikel abgespeist
werden, wie das Tamedia zunehmend
tut – weil sie befürchten, dass dabei
Westschweizer Stimmen, Themen und
Besonderheiten verlorengehen.

Der Historiker Meuwly glaubt zu-
dem, dass es bei der Tamedia-Kritik
nicht nur um ein paar Zeitungen oder
die Westschweizer Medienlandschaft
geht – sondern womöglich um eine
«Art Trauma am Genfersee». Denn die
Region fühlt sich immer wieder benach-
teiligt und fremdbestimmt.

Nicht ohne Grund. Mitte der 1990er
Jahre zog die Swissair fast alle ausser-
europäischen Flüge von Genf nach
Zürich ab. Seit den 2010er Jahren ge-
hör(t)en die wichtigsten Pressetitel neben

Tamedia dem ebenfalls Zürcher Ringier-
Verlag. Und im SBB-Netz gibt es jüngst
eine Reihe von Pannen, Verzögerungen
und Fahrplanreduzierungen – worin die
Zeitung «Le Temps» eine «demütigende
Litanei» für die Romandie sah.

Das hat Spuren hinterlassen. Und da-
mit erklärt sich Olivier Meuwly nun, dass
seinen Parteifreundinnen die «etwas ver-
zweifelte Reaktion» gegenüber Tamedia
wichtiger sei als die reine liberale Lehre.
Letztlich gehe es um die Frage:«Was bleibt
überhaupt noch in der Romandie?» Und
ja,sagt Meuwly,vielleicht habe die Region
in derVergangenheit «zu viel geweint und
zu wenig gehandelt».

Stärkere Medienkonzentration

Im Bereich der Medien jedenfalls ist die
Handlungsbereitschaft nun gross. Das
Schweizervolk insgesamt stimmte 2022
zwar deutlich gegen die Förderung von
lokalen und regionalen Medien, aber
fast alle Westschweizer Stände stimm-
ten dafür. Die Medienkonzentration sei
in der Romandie eben noch viel stärker
als ennet der Saane, sagt der Deutsch-
schweizer Juerg Eberlé, der seit langem
in Lausanne lebt und sich in der Initia-
tive «Médias pour tous» (Medien für
alle) engagiert.

Die Initiative setzt sich etwa mit dem
Verein Nouvelle Presse dafür ein, das
Ziel der Medienvielfalt in der Schwei-
zer Verfassung zu verankern. Die Gen-
fer Stiftung Aventinus wiederum, präsi-
diert vom ehemaligen FDP-Regierungs-
präsidenten Longchamp, übernahm «Le
Temps» und ist nun regelmässig als Käufe-
rin im Gespräch, wenn die TX Group bei
«20 Minutes» oder der «Tribune» spart.

Ein gewisser Röstigraben existiert
auch bei der Haltung zur SRG: Wäh-
rend in der Deutschschweiz prominente
FDP-Vertreter wie Marcel Dobler und
Matthias Müller die Senkung der Rund-
funkgebühren fordern, warnen libe-
rale Westschweizer Regierungsräte wie
Fontanet und Luisier davor. Und ern-
ten wiederum bei manchem Deutsch-
schweizer Parteikollegen der älteren
Schule viel Verständnis. «Die Situa-
tion in der Romandie ist wirklich dra-
matisch», sagt der Altständerat Joachim
Eder aus Zug.

Eder bekämpft als Co-Präsident der
Initiative Pro Medienvielfalt, in deren
Präsidium FDP-Vertreter die grösste
Gruppe stellen, die Senkung der SRF-
Gebühren. Er wünscht sich gar, dass das
«echte und spürbare Engagement mei-
ner Parteikolleginnen» in der Roman-
die «auch auf die Deutschschweiz und
die Haltung einiger FDP-Mitglieder im
Bundesparlament überschwappt».

Tamedia fusioniert die «Tribune de Genève» immer stärker mit der Lausanner Tageszeitung «24 heures». LAURENT GILLIÉRON / KEYSTONE

Nation der Nummern
Die Autokennzeichen bleiben, wie sie sind – zum Glück

SAMUEL TANNER

In vielen Familien war es so: Wenn die
Grosseltern ihr Auto abgeben muss-
ten, wünschten sie sich, dass ihre Auto-
nummer in der Familie bleiben möge. Es
sei eine gute Nummer, hiess es dann, eine
fünf- oder, noch seltener, eine vierstellige.
Vor allem draussen, auf dem Land, ist die
Autoprüfung bis heute so wichtig wie
die Lehrabschlussprüfung – man kommt
sonst im Leben nirgends hin. Seit Autos
geleast werden können, zeigt nicht mehr
die Automarke (oder -grösse) den gesell-
schaftlichen Status an, sondern die Auto-
nummer.Über Leute mit tiefen Nummern
hiess es im Dorf: «Der fährt schon lange
Auto.» Die wichtigen Autonummern
kannte man auswendig. Und wenn je-
mand seine Nummer an die nächste Gene-
ration übergab, wurde das in der Garten-
wirtschaft, die direkt an der Hauptstrasse
lag, registriert und besprochen.

Zudem hatten die Nummern, gerade
weil sie nicht viel verrieten, eine eigene
Magie: Auf der Autobahn hielten wir als
Kinder Ausschau nach möglichst tiefen

Nummern – in der Hoffnung darauf, hin-
ter dem Steuer eine besondere Persön-
lichkeit zu erkennen. Denn das war man
doch mit einer tiefen Nummer? Oder wir
dachten uns aus, was die Kantonsabkür-
zungen wirklich bedeuteten. ZH stand –
natürlich – für «Zwenig Hirn». AG für
«Achtung Gefahr». LU für «Löli unter-
wegs». So ginge es immer weiter.

Wilde Autowelt

Mehr Exzentrik gab es aber nicht. Umso
mehr klangen Geschichten über Auto-
nummern im Ausland immer abenteu-
erlich. Als wir unsere ersten Autos hat-
ten, erzählte ein Freund, er habe ein deut-
sches Schild gesehen, das mit FU begon-
nen und mit CK weitergegangen sei. Das
Autoschild galt wohl höchstens im Land
der Phantasie. Aber so, stellten wir uns
vor, musste die wilde Autowelt hinter der
Grenze aussehen.

Und erst in Amerika, wo sie ange-
schrieben werden können, wie es einem
gefällt. Es kam uns vor wie ein überbor-
dender Individualismus, zumal im Stras-

senverkehr, wo sich alle irgendwie ein-
ordnen müssen.

Man bleibt eine Zahl

Im August kündigte das Bundesamt
für Strassen an, man denke auch in
der Schweiz über sogenannt personali-
sierte Wunschschilder nach. Ein Tessiner
Nationalrat hat die Schilder gefordert –
einerseits, weil im Kanton Zürich in den
nächsten Jahren die sechsstelligen Num-
mern ausgehen, andererseits, weil sich
beliebig viele Wunschschilder verkaufen
liessen und die Kantone sich so eine neue
Geldquelle erschliessen könnten.

Am Dienstag meldete der «Blick»
allerdings, das Astra habe das Wunsch-
schilderprojekt vorläufig gestoppt. Die
Neugestaltung der Autonummern sei mit
grossen finanziellen und zeitlichen Res-
sourcen verbunden, die man derzeit nicht
habe. Die grössten Schweizer Kantone
sollen stattdessen, wenn es so weit ist, die
Autonummern auf sieben Stellen erwei-
tern. So bleibt die alte Ordnung erhalten,
Es ist eine sehr schweizerische Ordnung.
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